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Der Stadtrat wird beauftragt, die Verordnung über Abgangsleistungen für 
Behördenmitglieder zu überarbeiten und dabei die Höhe der Abfindungsleistungen (Artikel 5) 
auf maximal zwei Jahreslöhne zu begrenzen. 

Begründung: 

Die Abgangsentschädigungen für Zürcher Behördenmitglieder sind zu hoch und nicht nach­
vollziehbar. Ein Stadtrat oder eine Stadträtin kann trotz einer Abwahl bis zu 4,8 Jahresbrutto­
löhne erhalten. Das ist nach gültiger Verordnung über eine Mio. Franken. 

Eine Begrenzung und Korrektur dieses «goldenen Fallschirms» ist angezeigt und dringend 
notwendig. Die Erfahrung zeigt, dass ehemalige Behördenmitglieder, welche von dieser Ver­
ordnung profitieren, in der Regel eine Anschlusslösung finden können. Dank ihrem Mandat 
verfügen diese über ein grosses Netzwerk, Führungserfahrung und Bekanntheitsgrad. Es ist 
kaum vorstellbar, dass zum Beispiel ein ehemaliges Stadtratsmitglied über mehrere Jahre 
keine Beschäftigung mehr findet. Die Begrenzung auf zwei Jahreslöhne entspricht zwar mehr 
als einer Halbierung des heutigen Maximalbetrags, ist aber für eine Überbrückung absolut 
ausreichend. 


